
Lfd.
Nr.

Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_001
Datum der Einwendung: Mail vom 09.03.2021 17:20 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)

001

1
Zu 1:
Im Rahmen der weiteren Planung wird ein Alternativstandort für die Altpapiercontainer geprüft.
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Nr.

Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_002
Datum der Einwendung: Mail vom 11.03.2021 15:03 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Zu 1:
Mein Schreiben diente dazu, Sie über die Straßenbaumaßnahme in der Hüller Straße zu informieren.
Gleichzeitig habe ich auf die Beitragspflicht nach § 8 Kommunalabgabengesetz Nordrhein-Westfalen (KAG)
hingewiesen. Dieses Anschreiben beinhaltet jedoch keine Zahlungsaufforderung und entfaltet insofern keine
Rechtswirkung, sondern dient lediglich als Hinweis und Beteiligungsmöglichkeit im Zuge der o.g.
Baumaßnahme.

Zu 2:
Gemäß § 1 der Satzung der Stadt Gelsenkirchen über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Straßenbaubeitragssatzung) erhebt die Stadt
Gelsenkirchen Beiträge zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung (Erneuerung), Anschaffung, Erweiterung
und Verbesserung von Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze und als Gegenleistung
für die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenden
Vorteile.
Die Antwort auf Ihre Anfrage zur Höhe der Straßenbaubeiträge für die o. g. Maßnahme ist von vielen Faktoren
abhängig, die derzeit noch nicht konkret feststehen.
Die derzeit kalkulierte Kostenschätzung bildet keine verlässliche Grundlage für eine Beitragsberechnung. Sie
stellt nur eine erste grobe Einschätzung des möglichen Kostenvolumens dar. Die sich tatsächlich ergebenden
Kosten der Straßenbaumaßnahme konkretisieren sich erst im weiteren Verlauf der Ausbauplanung. Bei der
konkreten Baumaßnahme können zudem zusätzliche Faktoren eintreten, welche die Kosten positiv wie auch
negativ beeinflussen können.
Insofern sind grobe Beitragsschätzungen zum jetzigen Zeitpunkt nicht belastbar.
Die Höhe der konkreten und individuellen Straßenbaubeiträge kann erst nach Abschluss sämtlicher Arbeiten
berechnet werden. Die Beitragsbescheide werden daher ca. 2 bis 3 Jahre nach Abschluss der Baumaßnahme
versandt.

Zu 3:
Die Verteilung erfolgt auf alle der durch die Anlage erschlossenen Grundstücke.

Zu 4:
Als Verteilungsmaßstab dient die Grundstücksfläche, die mit einem Zuschlag entsprechend dem Maß der
baulichen Ausnutzbarkeit (Geschossigkeit) und der Nutzung (Wohnen, Gewerbe etc.) versehen wird.
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Nr.

Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_003
Datum der Einwendung: Mail vom 12.03.2021 10:55 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)

003

1

Zu 1:
Die Neugestaltung des Straßenquerschnitts lässt unter Berücksichtigung alle Verkehrsteilnehmer – u.-a.
Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der Mobilitätswende- und den gültigen Regelwerken keine weiteren
Stellplätze in diesem Abschnitt zu.
(weiteres Anschreiben Lfd. Nr. 007))
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Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_004
Datum der Einwendung: Mail vom 15.03.2021 06:04 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Zu 1 und 2:
Im Rahmen der weiteren Planung wird ein Alternativstandort für die Altpapiercontainer geprüft.

Zu 3 und 4:
Eine Querungsstelle ist hier aus Sicherheitsaspekten nicht beabsichtigt.
Im vorliegenden Planungsabschnitt gibt es im Umkreis von ≤ 200 Metern zwei gesicherte
Querungsmöglichkeiten. Vom Kreuzungsbereich Neuhüller Straße / Hüller Straße sind es ca. 60 m bis zur
Querungsinsel im Bereich der Bushaltestelle Tossehof.
Um das Begehen der geplanten Grünflächen künftig zu unterbinden, werden diese so bepflanzt, dass ein
Betreten der Grünflächen ausgeschlossen ist.

Zu 5:
Aktuell befindet sich entlang der Neuhüller Straße ein baulich getrennter Geh-und Radweg. Der Radweg ist
nicht angeordnet und daher nicht benutzungspflichtig.
Die Neuhüller Straße befindet sich in einer Tempo 30 – Zone, innerhalb welcher heute keine separaten
Radverkehrsanlagen zulässig sind. Sollte die Neuhüller Straße in Zukunft saniert werden, so wird der noch
bestehende Radweg zurückgebaut.
Auf Grund dessen, findet der Radweg der Neuhüller Straße in der Neuplanung der Hüller Straße keine
Berücksichtigung. Die Anbindung ist so geplant, dass der Radverkehr auf der Neuhüller Straße künftig im
Mischverkehr auf der Fahrbahn mitgeführt wird.





Lfd.
Nr.

Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_005
Datum der Einwendung: 21.03.2021

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Zu 1 und 2:
Der im Plan dargestellte Baumstandort wurde überdacht und wird künftig an anderer Stelle verortet, so dass
der personenbezogene Behindertenstellplatz mit der Nummer vor den Häusern  verbleiben kann.
(vgl. Mail von Hr.  unter 006)
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Zu 3:
Im Rahmen der Baumaßnahme wird angestrebt, die Beeinträchtigungen so gering und erträglich wie möglich
zu halten.
Jedoch wird es Einschränkungen geben.
Sprechen Sie bitte die Akteure der Baumaßnahme aktiv an. Gerne wird man behilflich sein.

Zu 4:
Die geänderten Pläne werden der Politik nach Abschluss des Beteiligungsverfahrens in einer Beschlussvorlage
vorgestellt. Die Vorlage wird öffentlich und (inklusive der Planunterlagen) über das Ratsinformationssystem
der Stadt Gelsenkirchen für jedermann zugänglich sein.





Lfd.
Nr.

Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_006
Datum der Einwendung: Mail vom 28.03.2021 18:10 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Zu 1:
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Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_007
Datum der Einwendung: 29.03.2021

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Siehe Mail vom 12.03.21 (Lfd. Nr. 003)

Zu 1:
Die Neugestaltung des Straßenquerschnitts lässt unter Berücksichtigung alle Verkehrsteilnehmer – u.-a.
Stärkung des Radverkehrs im Rahmen der Mobilitätswende- und den gültigen Regelwerken keine weiteren
Stellplätze in diesem Abschnitt zu.

Zu 2:
Generell ist der Gebrauch der öffentlichen Straßen einschließlich der Parkflächen jedermann im Rahmen der
Widmung und der verkehrsrechtlichen Vorschriften gestattet (Gemeingebrauch). Aus diesem Gemeingebrauch
lässt sich auch kein Anspruch auf einen gesicherten Stellplatz auf öffentlichen Straßen vor der eigenen
Wohnung oder in deren Nähe herleiten.

Zu 3:
Bäume haben eine hohe Bedeutung im Zusammenhang mit der Reduzierung von Hitzeinseln im
innerstädtischen Bereich und tragen hier zur Klimaverbesserung bei. Des Weiteren haben sich die
Empfehlungen für Baumpflanzungen und deren Lebensbedingungen in den letzten Jahren enorm verändert.
So werden die Baumscheiben größer bemessen, um den Bäumen samt Wurzelwerk mehr Platz zu bieten.
Wurzelleitbahnen sorgen für eine Führung der Wurzeln in die unteren Bodenschichten. Bewässerungs- und
Belüftungsrohre sorgen für eine bessere Versorgung der tieferliegenden Wurzeln mit Wasser und Sauerstoff
und gewährleisten somit eine bessere Durchwurzelung der unteren Bodenschichten. Die Verwendung von tief-
bzw. herzwurzelnden Baumarten trägt ebenfalls dazu bei Straßenschäden durch Baumwurzeln zu reduzieren.

Zu 4: Aktuell befinden sich beidseitig der von Ihnen genannten Zufahrt Stellplätze, welche bis unmittelbar an
diese heranreichen. Durch die Neupflanzung der Bäume - anstelle der Stellplätze - wird gegenüber der
derzeitigen Situation eine Verbesserung erzielt, da die Sichtbeziehungen hierdurch optimiert werden.
Der nördliche Baumstandort wurde bereits im Rahmen der weiteren Planung zu Gunsten eines
personenbezogenen Behindertenstellplatzes an einem anderen Platz verortet.
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Zu 5:
Die Programmplanung der Stadt Gelsenkirchen sieht eine Stärkung des Radverkehrs vor. Der Nutzen des
geplanten Schutzstreifens dient der Stärkung und dem Schutz des Radfahrers in diesem Planungsabschnitt.

Zu 6:
Gemäß § 1 der Satzung der Stadt Gelsenkirchen über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 des
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Straßenbaubeitragssatzung) erhebt die Stadt
Gelsenkirchen Beiträge zum Ersatz des Aufwandes für die Herstellung (Erneuerung), Anschaffung, Erweiterung
und Verbesserung von Anlagen im Bereich der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze und als Gegenleistung
für die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der erschlossenen Grundstücke erwachsenden
wirtschaftlichen Vorteile.

Nach der derzeitigen Rechtslage sind die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen verpflichtet, Straßenbaubeiträge
zu erheben (Beitragserhebungspflicht).
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Ordnungsnummer der Verwaltung: Hüller Straße_008
Datum der Einwendung: Mail vom 30.03.2021 00:01 Uhr

Stellungnahme der Verwaltung
(Stadt Gelsenkirchen Referat 69)
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Zu 1, 3 und 6:
Nach der derzeitigen Rechtslage sind die Gemeinden in Nordrhein-Westfalen verpflichtet, Straßenbaubeiträge
zu erheben (Beitragserhebungspflicht).
Bei der Hüller Straße handelt es sich um eine Haupterschließungsstraße. Sie dient der Erschließung von
Grundstücken und gleichzeitig dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang
bebauten Ortsteilen. Hierzu gehören auch Busse und Lkw.

Zu 4:
Die Erschließungsbeiträge nach § 127 ff Baugesetzbuch (BauGB) beziehen sich auf die erstmalige Herstellung
einer Straße, während sich die Straßenbaubeiträge nach § 8 Kommunalabgabengesetz (KAG) auf die
nachmalige Herstellung und / oder Verbesserung einer Straße – hier die anstehende Straßenbaumaßnahme –
beziehen.

Durch die Einstufung der Hüller Straße als Haupterschließungsstraße trägt die Stadt Gelsenkirchen gemäß § 3
der Gelsenkirchener Straßenbaubeitragssatzung je nach Teileinrichtung (Fahrbahn, Gehweg, Radweg etc.)
einen Anteil von 70% bis 50 % des Aufwandes für die Inanspruchnahme der Anlage durch die Allgemeinheit.
Insofern ist dem Umstand, dass nicht ausschließlich die Anwohner der Hüller Straße diese auch nutzen,
Rechnung getragen.

Zu 5:
Die Hüller Straße ist Teil des Vorbehaltsnetzes der Stadt Gelsenkirchen. Das bedeutet, dass diese zu den
Vorfahrtstraßen gehört, anders als beispielsweise die Schlagenheide, welche sich innerhalb einer Tempo-30-
Zone befindet. In Straßen des Vorbehaltsnetzes werden keine baulichen Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung
geplant.




